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Deutscher Bundestag
Stenografischer Bericht

18. Sitzung

Berlin, Mittwoch, den 15. Februar 2006

Tagesordnungspunkt 1: 

Befragung der Bundesregierung: Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der neu 
gefassten Bankenrichtlinie und der neu gefassten Kapitaladäquanzrichtlinie; Föde-
ralismusreform; Luftsicherheitsgesetz 

(…)

Petra Pau (DIE LINKE) ..........................

Bernd Neumann, Staatsminister BK .......

(…)
Volker Beck (Köln) (BÜNDNIS 90/

DIE GRÜNEN) ...................................

Bernd Neumann, Staatsminister BK .......
1273 C

(…)

Petra Pau (DIE LINKE):
Da in die Zeit der heutigen Kabinettssitzung die Verkündung des lang erwarteten Urteils des 

Bundesverfassungsgerichtes zum Luftsicherheitsgesetz fiel, interessiert mich eine erste 
Stellungnahme der Bundesregierung dazu bzw. die Antwort auf die Frage, auf welches weitere 
Vorgehen Sie sich verständigt haben.

Vizepräsident Wolfgang Thierse: 
Wer kann darauf antworten? – Bitte, Herr Staatsminister Neumann.

Bernd Neumann, Staatsminister bei der Bundeskanzlerin: 
Frau Kollegin, wir haben diese Nachricht über das Urteil des Bundesverfassungsgerichtes im Laufe 

der Kabinettssitzung erhalten. Wir haben das kurz besprochen und sind zu folgender Feststellung 
gelangt: Die Bundesregierung respektiert die heutige Entscheidung des Bundesverfassungsgerichtes 
zum Luftsicherheitsgesetz. Ziel der Bundesregierung bleibt jedoch, im Rahmen der Verfassung alles 
Menschenmögliche zu tun, um das Leben unserer Bürgerinnen und Bürger vor terroristischen An-
schlägen, auch vor solchen aus der Luft, zu schützen. Wir werden prüfen, wie der Schutzzweck des 
Luftsicherheitsgesetzes in Übereinstimmung mit dem Grundgesetz und dem Urteil des 
Bundesverfassungsgerichtes verwirklicht werden kann. 

(…)

1272 D

1273 A

1273 B



2/2

Vizepräsident Wolfgang Thierse: 
Kollege Beck, bitte.

Volker Beck (Köln) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Ich wollte etwas zu dem von Frau Pau angesprochenen Komplex nachfragen: Teilt die 

Bundesregierung die Auffassung, dass dieses Urteil eine klare Absage an einen Einsatz der 
Bundeswehr im Inneren ist, und teilt sie auch die Auffassung, dass es nicht notwendig ist, in diesem 
Zusammenhang grundsätzliche Korrekturen an der Verfassung anzubringen, sondern dass es 
allenfalls darum gehen kann, für schwere Unglücksfälle in der Luft einen entsprechenden 
Kompetenztitel für den Bund zu schaffen, oder gehen die Überlegungen der Bundesregierung über 
diese Frage hinaus?

Vizepräsident Wolfgang Thierse: 
Bitte schön, Herr Staatsminister.

Bernd Neumann, Staatsminister bei der Bundeskanzlerin: 
Die Bundesregierung hatte nicht die Zeit, diese Fragen im Einzelnen zu erörtern. Deswegen 

wiederhole ich das, was ich als letzten Satz bezogen auf die Erklärung gesagt habe. Wir wollen das 
Urteil in Ruhe prüfen und in Ruhe bewerten. Ich finde, das Verfahren ist angemessen. Wenn einem 
durch die Presse bzw. durch Anruf ein solcher Beschluss zukommt, 

(Volker Beck [Köln] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Der stand im Internet!)

dann muss man sich erst einmal die Texte ansehen und die Ausführungen im Einzelnen lesen. Das 
haben wir uns vorgenommen. Deswegen haben wir über den Text, den ich Ihnen vorgetragen habe, 
hinaus keine weiteren Bewertungen vorgenommen.

Volker Beck (Köln) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Aber Sie können doch politisch die Frage beantworten, ob die Bundesregierung in diesem 

Zusammenhang jenseits der Frage eines Einsatzes der Bundeswehr im Rahmen der Luftsicherheit die 
Absicht hegt, die Verfassung in diesem Punkt zu ändern oder nicht. Dazu muss man das Urteil nicht 
kennen; dazu muss man eine politische Auffassung haben.

Bernd Neumann, Staatsminister bei der Bundeskanzlerin: 
Ich muss hier für die Bundesregierung sprechen. Die Bundesregierung hält daran fest, dass sie 

sich, bevor sie weitere Entscheidungen trifft bzw. weitere Schritte vorsieht, vorbehält, erst die 
Konsequenzen dieses Urteils im Einzelnen zu prüfen und zu bewerten. Deswegen, aber auch weil das 
nicht erörtert worden ist, bin ich nicht bereit, darüber hinaus weitere Mitteilungen zu machen.

Vizepräsident Wolfgang Thierse: 
Herzlichen Dank. Ich beende damit die Regierungsbefragung. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 2 auf:


